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Frau Strangmann begrüßt ca. 60 Bürgerinnen und Bürger sowie die weiteren anwesenden 
Ratsmitglieder - Herrn Ellmers, Herrn Dr. Münzer und Herrn Schlatermund - und stellt die 
Verwaltungsvertreter vor. 
 
 
1. Bericht aus der letzten Sitzung (TOP 1) 

 
Frau Strangmann verliest den Bericht aus der letzten Sitzung am 16.05.2017 mit den Stel-
lungnahmen der Fachdienststellen zu den Anfragen und Anregungen der Bürgerinnen und 
Bürger (siehe Anlage). Der Bericht wurde vor Sitzungsbeginn für die Besucher ausgelegt.  
 
 
2. Von Bürgern etc. angemeldete Tagesordnungspunkte (TOP 2)  

 
2 a) Ausweitung des Bewohnerparkens für den Lönsweg 
Frau Siewing weist nachdrücklich auf eine problematische Parksituation im Bereich des 
Lönsweges hin. Die Parksituation sei bereits durch die Nähe zur Fachhochschule ange-
spannt und habe sich durch die Ausweisung des Bewohnerparkgebietes „N“ weiter ver-
schärft. Es wird um Maßnahmen seitens der Verwaltung gebeten, um die Situation zu entzer-
ren. Außerdem wird um eine Rückmeldung darüber gebeten, in welchem Umfang Parkraum 
seitens der Fachhochschule bereitgestellt werden muss.  
 
Herr Bielefeld trägt die Stellungnahme der Verwaltung vor: Die Einführung des Bewohner-
parkgebietes N ist zum 02.10.2017 erfolgt. Grundlage hierfür ist der Beschluss des Aus-
schusses für Stadtentwicklung und Umwelt vom 17.11.20161.  
Die potenziellen Bewohnerparkgebiete in der Stadt Osnabrück werden auf Basis des Mas-
terplans Mobilität untersucht. Dieser legt aufgrund der begrenzten Ressourcen eine Bearbei-
tungsreihenfolge der zu untersuchenden Gebiete fest. Die Verwaltung bearbeitet zunächst 
alle Gebiete des Masterplans, ehe andere Gebiete auf die Einführung des Bewohnerparkens 
untersucht werden können. Der Lönsweg ist nicht Bestandteil eines potenziellen Bewohner-
parkgebietes im Masterplan Mobilität, sodass aktuell leider kein genauer Zeitpunkt mitgeteilt 
werden kann, wann mit einer Untersuchung des Lönsweges in Bezug auf Bewohnerparken 
zu rechnen ist. 
 
Die Gebäude der Hochschule auf dem Gelände der ehemaligen Caprivikaserne wurden sei-
nerzeit in der Zuständigkeit des Staatlichen Baumanagements betreut. 
Im Rahmen von Genehmigungsverfahren, die nach der Überführung der Hochschule in eine 
Stiftung des öffentlichen Rechtes in der Zuständigkeit der Unteren Bauaufsichtsbehörde der 
Stadt Osnabrück durchgeführt wurden, waren die erforderlichen Stellplätze gemäß der gel-
tenden Richtzahlen nachzuweisen. Darüber hinaus gehende Forderungen zur Herstellung 
von Stellplätzen sind bauordnungsrechtlich nicht möglich.   
 
Frau Siewing legt dar, dass das Problem schon vor der Festlegung des neuen Bewohner-
parkgebietes bestanden habe und sich seitdem verstärkt habe. Die Parkplatzproblematik 
bestehe während der gesamten Semesterzeiten der Fachhochschule.  
 
Herr Bielefeld erklärt auf Nachfrage eines Bürgers, dass der Masterplan zum Bewohnerpar-
ken regelmäßig fortgeschrieben werde. Die festgelegten Gebiete würden in der vorgesehe-
nen Reihenfolge abgearbeitet. Im Anschluss daran könnten voraussichtlich weitere Bereiche 
überprüft werden, allerdings werde die Bearbeitung der bisher festgelegten Gebiete noch 
einige Zeit in Anspruch nehmen.  

                                                
1 Die Sitzungsunterlagen und Protokolle über die Sitzungen des Rates der Stadt Osnabrück und der 
Fachausschüsse sind abrufbar im Bürgerinformationssystem, erreichbar über die Homepage der Stadt 
Osnabrück oder über folgenden Link: www.osnabrueck.de/ris  
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Ein Bürger kritisiert, dass im Bereich Augustenburger Straße und Ernst-Sievers-Straße 160 
neue Wohneinheiten entstanden seien, ohne neue Parkplätze vorzusehen.  
 
Herr Bielefeld weist darauf hin, dass das naheliegende Parkhaus nicht ausgelastet sei.  
 
Ein Bürger legt dar, dass die Anwohner das Parkhaus nicht nutzen würden, weil sie dafür 
bezahlen müssten. Deshalb würden die meisten PKW-Fahrer bevorzugt in den Wohngebie-
ten parken.  
 
Herr Daur führt aus, dass die Situation in den Straßen Lönsweg und An der Muesenburg 
eine besondere sei, da diese sehr nah fußläufig an der Fachhochschule liegen würden. Er 
regt deshalb an, zu überlegen, ob diese beiden Straßen in das Bewohnerparkgebiet einbe-
zogen werden könnten.  
 
Frau Strangmann erklärt, dass dies bereits nachgefragt worden sei. Nach Rückmeldung der 
Verwaltung sei dies jedoch nicht ohne weiteres möglich. Die Anregung werde jedoch noch-
mals weitergegeben. Sie weist darauf hin, dass unter anderem die Stadtwerke sich durch 
spezielle Angebote darum bemühten Studierende davon zu überzeugen, Carsharing oder 
den ÖPNV zu nutzen. Es könnte unter Umständen sinnvoll sein, wenn auch die Fachhoch-
schule selbst auf die Studierenden zugehe und Werbung für die vorhandenen Angebote ma-
chen würde.  
 
Eine Bürgerin berichtet, dass die Situation besonders für kleinere Kinder gefährlich wäre, da 
diese übersehen werden könnten, wenn sie zwischen den parkenden Autos die Straße que-
ren wollten.  
 
Ein Bürger betont, dass der größte Teil der parkenden Autos Auswärtigen Personen zuzu-
ordnen sei. Er weist auf die direkte Nähe zur Fachhochschule hin.  
 
Auf Nachfrage einer Bürgerin erklärt, Herr Schlatermund, dass der Parkplatz auf dem Gelän-
der der ehemaligen Caprivi-Kaserne sowohl von Mitarbeitern als auch von Studierenden ge-
nutzt werden könne.  
 
Herr Beckermann erklärt, dass der Verwaltung die Problematik bekannt sei und das Thema 
im Rahmen der Ausweitung der Bewohnerparkgebiete bearbeitet werde. 
 
Herr Schlatermund erläutert, dass Parkflächenmangel im gesamten Stadtgebiet und nicht 
nur in Osnabrück vorhanden sei. Es handele sich hierbei auch um ein gesellschaftliches 
Problem. Nicht jede Einzelperson sollte alleine ein Auto nutzen. Hierfür sei in keiner Stadt 
ausreichend Fläche vorhanden.  
 
Ein Bürger führt aus, dass er Anwohner der Bergstraße sei. Er berichtet, dass Anwohner der 
umliegenden Straßen oftmals keine Parkplätze fänden, weil diese bereits durch Geschäfts-
leute und Berufstätige aus dem Bereich der Innenstadt belegt seien. Er betont, dass es sich 
bei den Straßen um reine Anwohnerstraßen handele.  
 
2 b) Einstellung der Planungen - Bebauungsplan Nr. 624 - westlich Corneliusweg 
Herr Jerosch stellt einige Fragen zu dem oben genannten Bebauungsplanverfahren. Er 
möchte wissen, ob die planerischen Überlegungen zur Ausweisung von Wohnbauflächen 
aufgrund der Untersuchungsergebnisse seitens der Verwaltung eingestellt wurden.  
 
Außerdem möchte er wissen, ob vorgesehen ist, Maßnahmen zum dauerhaften Schutz der 
Flächen (z.B. Ausweisung der nördlichen Teilfläche als Landschaftsschutzgebiet, Festset-
zung der Kleingärten in einem Bebauungsplan, Sicherung als Klimaschutzflächen) umzuset-
zen. 
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Weiterhin fragt er, ob die Ergebnisse der durchgeführten Bestandsuntersuchungen (Vögel, 
Fledermäuse) der Gruppe „Wir bleiben im Garten!“ zur Verfügung gestellt werden können? 
Auf Grundlage der Ergebnisse könnten ggf. artspezifische Maßnahmen zur Förderung fest-
gestellter Vorkommen im Bereich der Kleingärten von uns durchgeführt werden. 
 
Herr Bielefeld erläutert, dass der Rat bislang keinen Aufstellungsbeschluss für den potentiel-
len Bebauungsplan Nr. 624 – Westlich Corneliusweg – gefasst habe. Eine Entscheidung der 
städtischen Gremien, ob die Verwaltung die Planungsüberlegungen weiterführen und ob ein 
Bebauungsplanverfahren eingeleitet werden soll, stehe noch aus. 
 
Bislang sei es nicht vorgesehen, den dauerhaften Schutz der Flächen über den Bestands-
schutz hinaus durch Planinstrumente zu flankieren. 
 
Die mittlerweile vorliegenden Untersuchungsergebnisse zum Artenschutz können als Umwel-
tinformationen im Sinne des Umweltinformationsgesetzes auf Antrag bei der Verwaltung 
(Fachdienst Bauleitplanung) eingesehen werden. 
Er erläutert, dass die Verwaltung auf der Suche nach neuen Flächen für die Wohnbauent-
wicklung sei. Im „Lenkungskreis 2020 Wohnen und Gewerbe“ würden Politik und Verwaltung 
gemeinsam potentielle Flächen diskutieren. Zu dem vorliegenden Bereich stehe eine ab-
schließende Entscheidung seitens des Rates bislang aus.  
 
Herr Jerosch erklärt, dass er gehört habe, dass zwischenzeitlich Abstand von der Weiterfüh-
rung der Planungen für diesen Bereich genommen wurde. Er möchte wissen, welche Schritte 
erforderlich seien, um die Planungen zu beenden.  
 
Herr Bielefeld legt dar, dass nicht garantiert werden könne, dass die Fläche in einigen Jah-
ren nicht wieder überprüft werde.  
 
Herr Jerosch regt an, ob die Teilfläche des Bereiches, die schutzwürdig sei, in das Land-
schaftsschutzgebiet aufgenommen werden könne, um dieser einen besseren Schutzstatus 
zu verschaffen.  
 
Herr Bielefeld führt aus, dass die Verwaltung seitens der Politik bislang keinen Auftrag habe, 
einen Bebauungsplan aufzustellen und in diesem eine Schutzfläche vorzusehen. Er betont, 
dass derzeit vorrangig Flächen für die Schaffung von Wohnbebauung ermittelt würden.  
 
Auf Nachfrage von Herrn Jerosch berichtet Frau Strangmann, dass die Entscheidungen der 
Politik über die Aufstellung von Bebauungsplänen in den öffentlichen Sitzungsunterlagen und 
Protokollen des Ausschusses für Stadtentwicklung und Umwelt2 eingesehen werden könn-
ten.  
 
2 c) Wohnbebauung am Finkenhügel - Bebauungspläne 616 und 617   
Die WabOS e.V – Wagenburg Osnabrück und Frau Michel für den Bürgerverein Nord-West 
bitten um einen Sachstandsbericht und Informationen zu den Bebauungsplanverfahren 616 
und 617.  
 
Herr Bielefeld führt aus, dass die Verwaltung den Auftrag zur Aufstellung des Bebauungs-
planes erhalten habe. Er trägt die Stellungnahme der Verwaltung vor:  
 
Am 11.01.2017 wurde in den Räumlichkeiten der Hochschule Osnabrück an der Caprivistra-
ße eine öffentliche Informations- und Erörterungsversammlung durchgeführt, in der die Ver-
                                                
2 Die Sitzungsunterlagen und Protokolle über die Sitzungen des Rates der Stadt Osnabrück und der 
Fachausschüsse sind abrufbar im Bürgerinformationssystem, erreichbar über die Homepage der Stadt 
Osnabrück oder über folgenden Link: www.osnabrueck.de/ris 
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waltung die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung unterrichtet 
hat. In diesem Rahmen fand ein reger Austausch mit den anwesenden Bürgerinnen und 
Bürgern statt. Die dort vorgetragenen Ziele und Zwecke der Planung haben sich bislang 
nicht geändert. 
 
Bis zum nächsten vorgesehenen Verfahrensschritt bei der Aufstellung der Bebauungspläne 
sind noch einige Fachuntersuchungen und -planungen durchzuführen und auszuwerten (u.a. 
Bodenfunktion und Versickerungsfähigkeit, wasserwirtschaftliche Rahmenplanung, Arten-
schutz, Verkehr, Lärm, ökologischer Fachbeitrag). Erst danach können die Ratsgremien über 
den Fortgang der Planung entscheiden. Auch über den Standort des WabOS e.V. an der 
Straße Am Hirtenhaus könnte in diesem Zusammenhang befunden werden. 
 
Nach dem vorgesehenen Ratsbeschluss den Entwurf des künftigen Bebauungsplans ist ge-
setzlich eine erneute Öffentlichkeitsbeteiligung in Form einer einmonatigen Auslegung des 
Planentwurfs vorgeschrieben. Der Zeitpunkt dafür ist derzeit noch offen. Da die laufenden 
Fachuntersuchungen und -planungen teilweise aufeinander aufbauen, ist mit der öffentlichen 
Auslegung nicht vor Mai 2018 zu rechnen. 
 
Herr Wilkening erklärt, dass er wiederholt an den Sitzungen des Ausschusses für Stadtent-
wicklung und Umwelt teilgenommen habe. Es sei zum Teil schwierig, die gewünschten In-
formationen zu erhalten. Er kritisiert, dass die bisher angebotenen Möglichkeiten zur Erörte-
rung zwischen Bürgern, Verwaltung und Politik nicht ausreichend gewesen seien. Es hande-
le sich um einen längeren Prozess, in den sich die Bürger einbringen wollten. Es sei nicht 
sinnvoll, wenn einzelne Bürger der Verwaltung vor Ort Fragen stellen sollten. Die Verwaltung 
sollte regelmäßig über den Stand des Verfahrens berichten. Er erklärt, dass dies eine Anfor-
derung der Bürger an die Politik sei. 
 
Frau Strangmann weist darauf hin, dass das vorliegende Thema in der letzten Sitzung des 
Bürgerforums am 16.05.20173 über eine Stunde behandelt worden sei. Sie verweist außer-
dem auf die angesprochene Informationsveranstaltung, die seitens der Verwaltung durchge-
führt worden sei.  
 
Frau Michel legt dar, dass die Sorge bestehe, dass durch die Verdichtung in dem Bereich 
eine Ghetto-Bildung ermöglicht werde. Sie betont, dass die Verwaltung durch ihre Planung 
keine Fakten schaffen sollten, an denen im Nachhinein nichts mehr geändert werden könne. 
Die Bürgerbeteiligung müsse häufiger stattfinden und in engem Zusammenhang mit den 
Planungen erfolgen.  
 
Herr Bielefeld verweist nochmals auf die Anfang des Jahres durchgeführte, ausführliche In-
formationsveranstaltung zu dem Thema. Er führt aus, dass bei der Verwaltung zahlreiche 
Anfragen und Anregungen eingegangen seien, die im Rahmen des Planungsprozesses ab-
gewogen würden. Er erläutert, dass es auch Bürger gebe, die nachdrücklich die Ausweisung 
von Wohnbauflächen fordern würden. Er betont, dass die Verwaltung ein ausgewogenes 
Maß in Bezug auf die Verdichtung anstrebe.  
 
Frau Michel erklärt, dass sie bis auf eine Eingangsbestätigung keine Rückmeldung seitens 
der Verwaltung zu ihren Anregungen erhalten habe.  
 
Herr Bielefeld erklärt, dass die Verwaltung die eingegangenen Stellungnahmen sichte und zu 
diesen jeweils eine Empfehlung für den Rat der Stadt erarbeite. Die Verwaltung erstelle die 
Planung und spreche eine Empfehlung aus, über die der Rat der Stadt entscheide.  
 

                                                
3 Die Protokolle über die Sitzungen der Osnabrücker Bürgerforen sind einsehbar auf der Homepage 
der Stadt Osnabrück: www.osnabrueck.de/buergerforen  
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Herr Wilkening verweist auf eine Aussage seinerseits in der letzten Sitzung des Bürgerfo-
rums am 16.05.2017 (siehe TOP 2b, Seite 9). Er hatte darum gebeten, die Zwischenstände 
von laufenden Bebauungsplanverfahren im Bürgerforum vorzustellen. Die Ratsmitglieder 
sollten zu etwaigen Fragen der Bürger in den Sitzungen Stellung nehmen.  
 
Frau Strangmann weist nochmals darauf hin, dass das vorliegende Thema bereits zweimal 
ausführlich behandelt worden sei. Sie führt aus, dass derzeit keine neuen Informationen mit-
geteilt werden könnten, da die erforderlichen Fachuntersuchungen noch nicht abgeschlossen 
seien.  
 
Auf Nachfrage eines Bürgers erklärt Herr Bielefeld das schrittweise alle Freiflächen im Stadt-
gebiet daraufhin untersucht würden, ob diese für die Schaffung von Wohnraum geeignet sei-
en.  
 
Eine Bewohnerin der Wagenburg legt dar, dass die derzeitige Situation aufgrund der unge-
klärten zukünftigen Entwicklung belastend sei. Es seien seitens Verwaltung und Politik Ge-
spräche mit den Bewohnern der Wagenburg angekündigt worden, die bislang jedoch nicht 
durchgeführt wurden. Aus diesem Grund sei das Thema nochmals für das Bürgerforum an-
gemeldet worden.  
 
Frau Strangmann erklärt, dass die Gespräche noch nicht durchgeführt worden seien, weil 
aufgrund der noch laufenden Untersuchungen bislang noch konkreten Rückmeldungen ge-
geben werden könnten.  
 
2 d) Zustand der Straßen im Katharinenviertel - Planung der Instandsetzungsarbeiten 
Herr Professor Dr. Haubrock weist auf einen schlechten Straßenzustand in der Herder- und 
in der Uhlandstraße hin und fragt, wann eine Ausbesserung dieser Straßen erfolgen soll.  
 
Herr Beckermann erklärt, dass ab 2018 Finanzmittel im Haushalt für eine Reparatur der Her-
der-, und der Uhlandstraße vorgesehen seien. Umfang und Art der Maßnahmen seien aller-
dings noch abzustimmen sodass zum jetzigen Zeitpunkt noch kein Termin für eine Umset-
zung genannt werden könne.  
 
2 e) Zustand des Hauses Herderstraße 22 - Maßnahmen zur Sicherung des Bestand- 
 schutzes/Denkmalschutzes 
Herr Professor Dr. Haubrock weist auf einen schlechten baulichen Zustand des Gebäudes 
Herderstraße 22 hin. Der Bürgerverein setzt sich für eine Festlegung des Denkmalschutzes 
für das Gebäude ein, um eine dauerhafte Erhaltung des Gebäudes zu erreichen. Dies sei 
auch vor dem Hintergrund des tragischen Schicksals der ehemaligen Eigentümer und der 
Geschichte des Hauses von hoher Bedeutung.  
 
Herr Bielefeld trägt die Stellungnahme der Verwaltung vor: Eine Überprüfung, ob ein Gebäu-
de unter Denkmalschutz gestellt wird, wird zentral vom Niedersächsischen Landesamt für 
Denkmalpflege (NLD) in Hannover vorgenommen. Für eine Unterschutzstellung werden lan-
deseinheitliche Kriterien angewandt. 
 
Zu dem Gebäude wurde von Seiten der Neuen Osnabrücker Zeitung im September 2017 
eine Anfrage an die Bezirkskonservatorin vom Stützpunkt Oldenburg des NLD gerichtet. Die 
Anfrage wurde wie folgt beantwortet: 
 
„Das Gebäude Herderstraße 22 in Osnabrück ist nicht in das Verzeichnis der Baudenkmale 
in Osnabrück aufgenommen worden. Der Kernbau von 1929, ein dreifach gestalteter Putz-
/Klinkerbau unter Flachdächern, wurde 1955 in seinem Erscheinungsbild durch Überformung 
des 2.Obergeschosses und das Aufsetzen des Walmdaches stark verändert. Auch im Innern 
sind dadurch Umbauten erfolgt. Das jetzige Erscheinungsbild weist weitere Veränderungen 
vor. 
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Von Seiten des Niedersächsischen Landesamtes für Denkmalpflege wird daher derzeit auch 
keine erneute Überprüfung vorgenommen, da die Kriterien des Gesetzes für eine Auswei-
sung nach dem heutigen Kenntnisstand nicht vorliegen. Auch die persönliche/politische Ver-
gangenheit der ursprünglichen Eigentümer/Bauherren ist allein kein Kriterium für eine Denk-
malausweisung.“ 
 
Er berichtet, dass Herr Oberbürgermeister Griesert zwischenzeitlich ein Schreiben an die 
Eigentümerin des Gebäudes Herderstraße 22 geschickt habe, in welchem Unterstützung 
seitens der Stadt und ein persönliches Gespräch zu dem Thema mit dem Oberbürgermeister 
angeboten worden sei.  
 
Herr Böhmen äußert sich erstaunt über die Äußerung des Niedersächsischen Landesamtes 
für Denkmalpflege. Die Situation in der genannten Straße sei insofern ungewöhnlich, dass 
zum Teil gerade Hausnummern unter Denkmalschutz gestellt worden seien und ungerade 
nicht.  
 
Er hinterfragt die Auslegung wonach nur ein Denkmalschutz für Gebäude festgelegt werden 
könne, die unverändert seien. Ein wichtiges Entscheidungskriterium für die Festsetzung des 
Denkmalschutzes sei das bestehende öffentliche Interesse. Er legt dar, dass die Überprü-
fung des Gebäudes durch das Landesamt für Denkmalpflege vor längerer Zeit erfolgt sei. In 
der Zwischenzeit seien einige Informationen bekannt geworden, die vorher nicht vorlagen. 
Es handele sich um ein interessantes Gebäude mit einer eigenen Geschichte. Er betont, 
dass mittlerweile gewichtige Gründe vorliegen würden, welche die Festlegung des Denkmal-
schutzes für das Gebäude rechtfertigen würden.  
 
Herr Schlatermund legt dar, dass in Verwaltung und Politik nochmals diskutiert werden solle, 
welche Maßnahmen zum Schutz des Gebäudes umgesetzt werden könnten.  
 
Ein Bürger berichtet, dass er vor ca. 20 Jahren die fragliche Wohnung besichtigt habe. Das 
ehemals riesige Einfamilienhaus sei radikal in mehrere kleinere Wohnungen aufgeteilt wor-
den. Er legt dar, dass seiner Ansicht nach die Hoffnung, ein architektonisch wertvolles Ge-
bäude zu schützen, aufgrund des tatsächlichen Zustandes des Gebäudes nicht mehr ver-
wirklicht werden könne. 
 
Herr Böhmen hinterfragt diese Aussage. Er erläutert, dass das ehemalige Treppenhaus sei-
ner Kenntnis nach noch vorhanden sei. Zum Teil habe es Umbauten gegeben, die jedoch 
auch wieder rückgängig gemacht werden könnten. Er verweist in diesem Zusammenhang 
auf die Haseöffnung in der Innenstadt. Er plädiert dafür, alle Möglichkeiten zum Schutz des 
Gebäudes zu prüfen.  
 
2 f) Verbreiterung Fuß- und Radweg Ecke Blumenhaller Weg – Schreberstraße – 
 Kurt-Schumacher-Damm 
Frau Bödeker fordert die Verbreiterung des Fuß- und Radweges an der Ecke Blumenhaller 
Weg/Kurt Schumacher Damm/Schreberstraße. Aufgrund der derzeitigen Verkehrsführung 
und aufgrund von parkenden Fahrzeugen auf dem Fuß- und Radweg würden Fußgänger 
und Radfahrer gefährdet.  
 
Herr Beckermann erklärt, dass der Vorschlag seitens der Verwaltung zur Kenntnis genom-
men worden sei. Da sich die beanspruchte Fläche jedoch im Privateigentum befinde, be-
ständen kaum Möglichkeiten, diese kurzfristig in Straßenplanungen einzubeziehen.  
 
Herr Bödeker betont, dass die vorliegende Situation in dem Bereich für Fußgänger und Rad-
fahrer gefährlich sei. Er regt an, zu prüfen, ob es im Rahmen eines Tausches von Grund-
stücksflächen möglich sei, die Gefahrenstelle zu entschärfen. 
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Ein Bürger berichtet, dass bereits vor 5-6 Jahren auf die problematische Situation in dem 
Bereich hingewiesen habe. Seinerzeit sei eine Änderung innerhalb von 1-2 Jahren in Aus-
sicht gestellt worden.  
 
Herr Bielefeld führt aus, dass der Verwaltung die Situation bekannt sei. Die Planungen für 
eine Änderung lägen vor, eine Umsetzung sei jedoch nur möglich, wenn private Grund-
stücksbesitzer die erforderlichen Grundstücke verkaufen würden. Die Verwaltung habe dies-
bezüglich bereits Gespräche geführt.  
 
Eine Anwohnerin der Schreberstraße berichtet, dass die Situation in dem Bereich auch des-
wegen brisant sei, weil sowohl Fußgänger- als auch Radweg durch parkende Autos im Be-
reich des Gebrauchtwagenhändlers und des Ladengeschäfts blockiert würden. Zum Teil 
werde auch zum Be- und Entladen auf dem Fußgänger- und auf dem Radweg geparkt.  
 
Sie erklärt, dass Kinder die aus Richtung Westerberg zum OSC oder zur Schule wollen ge-
fährdet werden.  
 
Ein Bürger bittet in Bezug auf das Parken auf den Geh- und Radwegen in dem Bereich um 
Kontrollen seitens des Ordnungsaußendienstes.  
 
Eine weitere Bürgerin berichtet, dass die Ampelschaltung zwischen Kirchenkamp und 
Schreberstraße problematisch sei. Es sei auf die gefährliche Situation bereits im Bürgerfo-
rum Wüste hingewiesen worden. Die Markierungen sollten erneuert und die Ampelschaltung 
angepasst werden. 
 
Herr Bielefeld legt dar, dass die Straße eigentlich schmaler ausgebaut sein müsste. Er er-
klärt, dass er das Thema nochmals aufnehmen und an die Verkehrsplanung weitergeben 
werde.  
 
2 g) Markierungsstifte auf Fahrradwegen an Mozartstraße und Am Natruper Holz - 
 Sinn und Zweck 
Frau Michel weist für den Bürgerverein Nord-West darauf hin, dass Poller auf Radwegen in 
dem oben genannten Bereich Radfahrer gefährden würden. Der vorhandene Radweg sei 
schmal und Radfahrer würden so dazu gezwungen, auf den Bürgersteig auszuweichen.  
 
Herr Beckermann trägt die Stellungnahme der Verwaltung vor: Die Poller sind eingebaut 
worden, da einige Autofahrer im Bereich von Zufahrten die Bordsteinabsenkung genutzt ha-
ben um Berliner Kissen über den Radweg oder Gehweg zu umfahren. Bei den Radwegen 
Mozartstraße und Albrechtstraße handelt es sich um sogenannte „andere Radwege“ die kei-
ne Benutzungspflicht haben. 
 
Frau Michel kritisiert das beschriebene Verhalten einiger Autofahrer, die versuchen, Berliner 
Kissen über den Bürgersteig zu umfahren.  
 
Ein Bürger erklärt, dass die Poller auf dem Fahrradweg eine große Gefährdung für Fahrrad-
fahrer darstellen würden.  
 
Herr Jerosch erklärt, dass in dem genannten Abschnitt kaum Bordsteinabsenkungen vor-
handen seien, die von Autofahrern zum Umfahren der Berliner Kissen genutzt werden könn-
ten.  
 
Herr Meimberg bittet darum, für derartige Themen in den Sitzungen der Bürgerforen Bilder 
zu präsentieren, damit die Besucher der Sitzung die Situation besser nachvollziehen können.  
 
Herr Ellmers begrüßt die Umsetzung der Berliner Kissen auf die Mitte der Fahrbahn. Fahr-
radfahrer könnten diese jetzt besser umfahren.  
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Frau Strangmann betont, dass alle Verkehrsteilnehmer verpflichtet zu gegenseitiger Rück-
sichtnahme seien. Wenn alle dies beachten würden, gebe es keine Probleme.  
 
Herr Daur erklärt, dass die Verwaltung die Situation nochmals überprüfen sollte. Nach den 
bisherigen Rückmeldungen liege scheinbar eine Gefährdung für Fahrradfahrer vor.  
 
Frau Michel erläutert, dass die Berliner Kissen überdacht werden sollten. Ihrer Einschätzung 
nach seien diese für Krankenwagen problematisch.  
 
Ein Bürger befürwortet nachdrücklich die Einrichtung der Berliner Kissen zur Verkehrsberu-
higung. Er berichtet, dass im Bereich der Gluckstraße Berliner Kissen eingerichtet werden 
sollen und diese auch von den Anwohnern gewünscht würden. Die Umsetzung sei jedoch 
nicht möglich, weil dort derzeit noch eine Baustelle bestehe. Er bittet darum, bei Fragestel-
lungen zu diesem Thema die Teilnehmer des Runden Tisches einzubeziehen.  
 
Herr Jerosch regt an, an Straßenabschnitten, in denen kein Radweg ausgewiesen ist, bei-
spielsweise im Lieneschweg, wie in der Albrechtstraße Markierungen für Fahrradfahrer auf-
zubringen, um diese zu schützen. Einige Autofahrer würden versuchen, den Aufpflasterun-
gen auszuweichen und somit Fahrradfahrer gefährden.  
 
2 h) Einrichtung von Parkverboten aufgrund der Verlagerung des Verlaufs der  
 Buslinie vom Finkenhügel auf die Mozartstraße 
Frau Michel regt seitens des Bürgervereins Nord-West die Einrichtung eines Parkverbotes 
auf der gesamten Strecke der Mozartstraße, Händelstraße und Gluckstraße. Die eingerichte-
ten Berliner Kissen würden den Verkehr bereits in ausreichendem Maße ausbremsen. Die 
Busse der Stadtwerke müssten aufgrund der parkenden Autos und der Beliner Kissen auf 
die Fahrbahnmitte ausweichen.  
 
Herr Hoffmeister berichtet, dass die Buslinie aufgrund der Straßensanierung „Am Heger 
Holz“ zurzeit auf die Mozartstraße verlegt worden sei. Die Bauarbeiten sollen bis zum 
15.12.2017 fertiggestellt sein. Nach Fertigstellung  der Sanierungsarbeiten werde die Busli-
nie wieder über die Straße „Am Finkenhügel“ geführt. 
 
Der Vorschlag solle jedoch trotzdem im Rahmen der nächsten Verkehrsschau mit Vertretern 
der Verwaltung, der Polizei und den Verkehrsbetrieben beurteilt werden. 
 
Das Ergebnis werde dann entweder zum Protokoll oder im nächsten Bürgerforum vorgestellt. 
Aufgrund der zeitlich befristeten Verlegung der Buslinie sei jedoch fraglich, ob die Einrich-
tung eines Halteverbotes für die gesamte Strecke sinnvoll wäre.  
 
Anmerkung der Verwaltung zum Protokoll:  
Mit dem Blick auf die Behinderungen für den Busverkehr hat die Verwaltung die Situation im 
Rahmen der Verkehrsbesprechung im Dezember 2017erörtert. Auf den Strecken der Busli-
nien kommen nur Haltverbote im Bereich Caprivistraße/Albrechtstraße in Betracht, weil es 
nur hier Berliner Kissen auf der Bus-Route gibt. Die Mozartstraße wird nicht mit Linienbussen 
befahren und auf der Gluckstraße gibt es keine Berliner Kissen. 
 
 
Frau Michel erläutert, dass dieselbe Situation in der Straße Am Natruper Holz bestehe. Sie 
legt dar, dass es das erklärte Ziel sei, den ÖPNV zum Schutz des Stadtklimas massiv zu 
stärken. Hierzu müssten Hindernisse, die den ÖPNV ausbremsen, so weit wie möglich ver-
mieden werden. Aus diesem Grund regt sie nochmals die Einrichtung eines Parkverbotes in 
dem genannten Bereich an.  
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Frau Strangmann legt dar, dass neben dem Ziel der Busbeschleunigung ein weiteres Ziel die 
Verkehrsberuhigung sei.  
 
Frau Michel erklärt, dass der ÖPNV nur wirklich attraktiv sei, wenn dieser Vorteile gegenüber 
PKWs biete. 
 
Ein Bürger berichtet, dass die genannten Straßenzüge sehr belastet seien. Dies gelte insbe-
sondere für Zeiträume in denen die Autobahn gesperrt sei. Aus diesem Grund werde die 
Einrichtung der Berliner Kissen befürwortet. Wenn die vorhandenen Hindernisse entfernt 
würden, dann würden sich viele Verkehrsteilnehmer nicht an die geltenden Geschwindig-
keitsbegrenzungen halten. Er spricht sich dagegen aus, Parkverbote einzurichten. Dies wür-
de eine Einschränkung für die Anwohner bedeuten.  
 
Eine Bürgerin bittet die Verwaltung darum, das Radwegenetz weiter auszubauen um den 
Bürgern zu ermöglichen, mehr Fahrten mit dem Fahrrad zu erledigen und nicht mit dem Au-
to. Derzeit sei dies oftmals noch nicht einwandfrei möglich.  
 
Ein Bürger kritisiert das Verhalten von einigen Fahrradfahrern. Zum Teil werde auf dem Bür-
gersteig gefahren und nachts ohne Licht. Er bittet darum, Kontrollen durchzuführen.  
 
Frau Strangmann berichtet, dass seitens der Verkehrspolizei in der dunklen Jahreszeit dies-
bezüglich Kontrollen durchgeführt würden.  
 
 
3. Stadtentwicklung im Dialog (TOP 3)  

 
3 a) Wohnungseinbrüche - Sind Sie in Ihrem Stadtteil noch sicher? Information des  
 Präventionsteams der Polizeiinspektion Osnabrück 
Herr Schmitz vom Präventionsteam der Polizeiinspektion Osnabrück informiert anhand einer 
Präsentation zum Thema Wohnungseinbrüche. Wie aus Folie 7 ersichtlich, gebe es unter-
schiedliche Täterkreise. Da die Aufklärungsquote nur bei ca. 15 bis 20 % liege, könne man 
die Herkunft der Täter oft nur vermuten. Für die Ermittlungsbehörden sei die Anzahl der Ein-
bruchsversuche, die also von den Tätern abgebrochen wurden, bedeutsam. Hier setze die 
Prävention an. Neben vielen Informationsveranstaltungen biete das Präventionsteam auch 
die Möglichkeit, sich zuhause beraten und die Schwachstellen an den Gebäuden aufzeigen 
zu lassen. Es gebe seit etwa neun Jahren eine Kooperation mit Handwerkern, die sich auf 
Einbruchsschutz spezialisiert hätten und sich regelmäßig fortbilden würden.  
Weitere Informationen gibt es unter www.aktion-sicher-wohnen.de.  
 
Ein weiterer Schwerpunkt sei die Unterstützung der Polizei durch die Anwohner. Wer ver-
dächtige Fahrzeuge oder Personen sehe, solle sich nicht scheuen, die „110“ zu wählen und 
die Hinweise mitzuteilen. Eine weitere Ansprechstelle sei die Polizeistation Eversburg. Die 
Polizei sei auf die Hinweise der Bürgerinnen und Bürger angewiesen. Die 2016 neu gegrün-
dete ZEG WED (Zentrale Ermittlungsgruppe Wohnungseinbruchdiebstahl) sei europaweit 
vernetzt und habe schon Erfolgte bei der Ermittlung von Tätern erzielt. 

 
Auf Nachfrage einer Bürgerin erläutert er, dass keine Kosten entstehen würden, wenn Bür-
ger die Polizei über die Rufnummer 110 informieren. Eine andere Sache seien automatische 
Alarmanlagen. Wenn die Polizei durch einen technischen Defekt einer derartigen Anlage 
alarmiert werde, könnten Kosten entstehen.  
 
Ein Bürger möchte wissen, wie die länderübergreifende Zusammenarbeit der Polizei organi-
siert ist. Dies gelte insbesondere vor dem Hintergrund der Nähe zur Niederländischen Gren-
ze. 
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Herr Schmitz berichtet, dass es eine Zusammenarbeit mit den Behörden in den Niederlan-
den, Belgien und Europol gebe. Aufgrund des täglichen Datenaustausches habe es bereits 
viele Ermittlungsergebnisse gegeben.  
 
Herr Daur führt aus, dass das Polizeirevier zur Winkelhausenkaserne umgelegt wurde. Die 
Grenzen der Einsatzbereiche seien jedoch nicht verändert worden. Er möchte wissen, ob 
über eine Anpassung nachgedacht worden sei.  
 
Herr Schmitz erklärt, dass die Anregung noch mal aufgenommen werde. Er weist jedoch 
darauf hin, dass Einsatzfahrzeuge der Polizei in der Regel im Einsatzbereich unterwegs sei-
en und nicht ständig an einem festen Standpunkt.  

 
P O L I Z E I D I R E K T I O N
O S N A B R Ü C K

Polizeiinspektion Osnabrück, Präventionsteam www.aktion-sicher-wohnen.de

Polizeiinspektion Osnabrück 
Wohnungseinbruchdiebstahl
(anhand Pol. Kriminalstatistik - PKS)
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P O L I Z E I D I R E K T I O N
O S N A B R Ü C K

Polizeiinspektion Osnabrück, Präventionsteam www.aktion-sicher-wohnen.de

Stadt Osnabrück 
Wohnungseinbruchdiebstahl

(anhand Pol. Kriminalstatistik (PKS)

 
 

P O L I Z E I D I R E K T I O N
O S N A B R Ü C K

Polizeiinspektion Osnabrück, Präventionsteam www.aktion-sicher-wohnen.de

Versuch: 

40 Prozent
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P O L I Z E I D I R E K T I O N
O S N A B R Ü C K

Polizeiinspektion Osnabrück, Präventionsteam www.aktion-sicher-wohnen.de

Stadt Osnabrück
Wohnungseinbruchdiebstahl 2016 

 
 
 

P O L I Z E I D I R E K T I O N
O S N A B R Ü C K

Polizeiinspektion Osnabrück, Präventionsteam www.aktion-sicher-wohnen.de  
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P O L I Z E I D I R E K T I O N
O S N A B R Ü C K

Polizeiinspektion Osnabrück, Präventionsteam www.aktion-sicher-wohnen.de

Stadtteile Weststadt, Westerberg
Wohnungseinbruchdiebstahl

2016: 
17 Taten, davon 6 Versuche

Gesamtanteil bezogen auf das Stadtgebiet: 
3,9 %

Vergleich:
Bevölkerungsanteil:
11,7 % 

 
 
 

P O L I Z E I D I R E K T I O N
O S N A B R Ü C K

Polizeiinspektion Osnabrück, Präventionsteam www.aktion-sicher-wohnen.de

In den aufgeklärten Fällen waren etwa ...

89 % Heranwachsende / Erwachsene

18 % Konsumenten harter Drogen

77 % mit kriminalpolizeilichen Vorerkenntnissen

55 % wohnhaft in Stadt oder Landkreis Osnabrück

15 % wohnhaft außerhalb Niedersachsens

5 % wohnhaft außerhalb des Bundesgebiets.

Wer sind die Tatverdächtigen?
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P O L I Z E I D I R E K T I O N
O S N A B R Ü C K

Polizeiinspektion Osnabrück, Präventionsteam www.aktion-sicher-wohnen.de

a) Präventionsarbeit
- sicherheitstechnische Gruppen- und Einzelberatung

- Vortragsveranstaltungen

- Messen

- Handwerkerfortbildungen

b) Kontrolldruck 
- Streifendienst / mobile Kontrollen (auch zivil)

- brennpunktorientierte Sonderdienste

- Projekt WED mit Bereitschaftspolizei Osnabrück 

c) Ermittlungen
- allgemeine und täterorientierte Ermittlungen

- Analyse- und Auswertung

- Einrichtung der ZEG WED durch die PD Osnabrück

Ganzheitliche Bekämpfung durch polizeiliche Maßnahmen

 
 
 

P O L I Z E I D I R E K T I O N
O S N A B R Ü C K

Polizeiinspektion Osnabrück, Präventionsteam www.aktion-sicher-wohnen.de  
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P O L I Z E I D I R E K T I O N
O S N A B R Ü C K

Polizeiinspektion Osnabrück, Präventionsteam www.aktion-sicher-wohnen.de

Erreichbarkeiten:

Polizeistation Eversburg 
Tel: 0541/125141

Einsatz- und Streifendienst Winkelhausenstraße
Tel.: 0541/327-2215

Notruf: 110

 
 
 

P O L I Z E I D I R E K T I O N
O S N A B R Ü C K

Polizeiinspektion Osnabrück, Präventionsteam www.aktion-sicher-wohnen.de

www.aktion-sicher-wohnen.de
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4. Anregungen und Wünsche (TOP 4)  
 
4 a) Verkehrssituation an der Einmündung der Bergstraße in die Lotter Straße 
Ein Bürger verweist auf eine Anregung, die er in der Sitzung des Bürgerforums am 01. De-
zember 20164 (siehe TOP 4a) gemacht habe. Er spricht sich nochmals dafür aus, an der 
Einmündung Bergstraße/Lotter Straße aus Richtung Bergstraße ein Stopp-Schild aufzustel-
len, um die insbesondere für Radfahrer vorhandene gefährliche Situation zu entschärfen.  
 
4 b) Busparkplatz Museum 
Ein Bürger berichtet, dass der Busparkplatz vor dem Museum von einigen Autofahrern zum 
Überholen auf der rechten Seite genutzt werde (in Richtung der Polizeidirektion). Er spricht 
sich dafür aus, die Markierung zu verdeutlichen.  
 
4 c) Geplante Baumaßnahme in der Rheiner Landstraße: Verkehrsführung 
Ein Bürger bittet um Informationen zu den anstehenden Bauarbeiten an der Rheiner Land-
straße. Er weist darauf hin, dass die geplante Maßnahme eine große Belastung insbesonde-
re für Anwohner und Gewerbetreibende im Umfeld der Straße darstelle. Die voraussichtliche 
Zeitdauer der Maßnahme von 3 Jahren wird nachdrücklich kritisiert.  
 
Es wird um eine Information für die Anwohner zu der geplanten Verkehrsführung gebeten. 
Es sollte möglichst versucht werden, eine Tunnelbaulösung zu erreichen und eine zumindest 
einspurige Durchfahrbarkeit der Rheiner Landstraße zu gewährleisten. Die Ausweisung einer 
Umleitungsstrecke über die Straßen Lieneschweg, Wilhelmstraße oder In der Barlage würde 
eine Belastung für die Anwohner der Straßen bedeuten und müsste rechtzeitig kommuniziert 
werden.  
 
Herr Hoffmeister erklärt, dass die Verkehrsführung für die Maßnahme noch nicht endgültig 
festgelegt sei. Es werde zu dem Thema eine öffentlich Rückmeldung geben, sobald die Ver-
kehrsführung festgelegt sei.  
 
4 d) Einrichtung einer Einbahnstraßenregelung für die Straße Am Natruper Holz 
Ein Bürger legt dar, dass bei der Einrichtung einer Einbahnstraße auch ein Gegenstück mit 
der Gegenrichtung eingerichtet werden müsse. Nach der Festlegung der Einbahnstraßenre-
gelung für die Artilleriestraße bittet er um die Einrichtung einer Einbahnstraßenregelung für 
die Straße Am Natruper Holz in Gegenrichtung.  
 
Dies würde auch für die Anwohner der Gluckstraße eine Entlastung bedeuten und wäre kos-
tengünstig umsetzbar. Er bittet die Verwaltung darum, diese Anregung zu prüfen.  
 
4 e) Verbesserung der Verkehrsführung im Rahmen des Lotterstraßen-Festes 
Herr Niemann verweist auf die Verkehrsführung im Zusammenhang mit dem Lotterstraßen-
Fest. Beim letzten mal habe sich ein LKW verfahren und sei nicht mehr weggekommen.  
 
Er spricht sich dafür aus, auch die Herderstraße komplett zu sperren, da es sonst Umge-
hungsverkehre in den anliegenden Wohnstraßen gebe.  
 
4 f) Einrichtung einer Einbahnstraße in der Schreberstraße 
Eine Bürgerin spricht sich für die Einrichtung einer Einbahnstraßenregelung in der Schreber-
straße aus. Sie bittet die Verwaltung darum, diese Möglichkeit zu prüfen.  

                                                
4 Die Protokolle über die Sitzungen der Osnabrücker Bürgerforen sind einsehbar auf der Homepage 
der Stadt Osnabrück: www.osnabrueck.de/buergerforen 
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4 g) Anpassung der Ampelsteuerung an der Kreuzung Sedanstraße/Barbarastraße 
Herr Ellmers regt die Anpassung Ampelsteuerung an der Kreuzung Sedanstra-
ße/Barbarastraße an. Dort gebe es nur in drei Richtungen eine Ampelführung für Fußgänger. 
Er weist darauf hin, dass hierzu bereits ein Antrag im Ausschuss für Stadtentwicklung und 
Umwelt gestellt worden sei, welcher jedoch seitens der Politik mit der Begründung abgelehnt 
worden sei, dass geplant sei, für die Kreuzung einen Kreisverkehr einzurichten. Derzeit seien 
jedoch keine finanziellen Mittel zur Realisierung des Kreisverkehrs vorhanden, sodass nicht 
absehbar, wann eine Umsetzung erfolge. Er bittet die Verwaltung darum, die Situation 
nochmals zu prüfen und als zwischenzeitliche Lösung die Ampelführung für Fußgänger zu 
verbessern. 
 
Herr Bielefeld erklärt, dass die erforderlichen Planungen für die Realisierung des Kreisver-
kehrs seitens der Verwaltung erstellt worden seien. Eine Realisierung sei aufgrund der Kos-
ten derzeit jedoch nicht möglich. Er weist darauf hin, dass der Vorschlag zur zwischenzeitli-
chen Anpassung der Ampelsteuerung seitens des Ausschusses für Stadtentwicklung und 
Umwelt abgelehnt worden sei.  
 
 
 
Frau Strangmann dankt den Besucherinnen und Besuchern des Bürgerforums Westerberg, 
Weststadt für die rege Beteiligung und den Vertretern der Verwaltung für die Berichterstat-
tung.   
 
 
Die nächste Sitzung dieses Bürgerforums findet statt am Mittwoch, dem 3. Mai 2018. 
 
 
 
 
gez. 
 
Gödecke 
Protokollführer 
 
Anlage 

- Bericht aus der letzten Sitzung (zu TOP 1) 
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Bericht aus der letzten Sitzung   TOP 1 
Bürgerforum Sitzungstermin  
Westerberg, Weststadt  Mittwoch, 22.11.2017 

 
Die letzte Sitzung des Bürgerforums Westerberg, Weststadt fand statt am Dienstag, 16. Mai  
2017. Die Verwaltung teilt zu den Anfragen und Anregungen Folgendes mit: 
 
 
Die folgenden Themen, die in der letzten Sitzung behandelt wurden, sind für die aktuelle  
Sitzung erneut angemeldet worden: 
 

  „2a) Wagenburg Osnabrück (WabOS e. V.) / Sachstand Bebauungspläne Nr. 616 
und 617 für den Bereich Finkenhügel“ (siehe TOP 2c der aktuellen Sitzung) 
 

 „2b) Anfragen zur geplanten Aufstellung eines Bebauungsplans: B-Plan Nr. 624 -  
westlich Corneliusweg (beschleunigtes Verfahren)“ (siehe TOP 2b der aktuellen  
Sitzung) 
 

 „4b) Ausweitung des Bewohnerparkens in westlicher Richtung“ (siehe TOP 2a  
der aktuellen Sitzung 
 

 
 
 
Zu den übrigen Themen, die in der letzten Sitzung behandelt wurden, gibt es keinen neuen 
Sachstand, über den berichtet werden könnte.  
 


